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Die öſterreichiſche Reichsvertretung. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 
J. 

Das Pragmatikalpatent vom 11. Auguſt 1804 hatte das 
öſterreichiſche Kaiſerthum geſchaffen. So groß die geſchichtliche Bedeutung 
dieſes Staatsactes aber auch ſein mochte, unmittelbare Folgen für das 
Verfaſſungsrecht hatte er nicht. Ausdrücklich war in dem Kaiſerpatente 
erklärt worden, daß die Rechte der einzelnen Lander durch die neu 
geſchaffene Kaiſerwürde nicht berührt werden ſollten, und ſo finden wir 
denn durch Decennien keine Spur eines Verſuches, die der neuen 
Kaiſerwürde zweifellos innewohnende unitariſche Idee in den Formen 
des Staatsrechtes zu praktiſcher Geltung zu bringen. 

Dieſe Paſſivität herrſchte vor, ſo lange die Monarchie den Kampf 
der Abwehr gegen das napoleoniſche Frankreich führte, und ſie dauerte 
fort, als mit dem Jahre 1815 die Möglichkeit und theilweiſe ſogar 
die Nothwendigkeit zu ſtaatlicher Reconſtruction gegeben war. In der 
Mehrzahl jener Länder, in welchen die öſterreichiſche Herrſchaft neu 
oder wieder begründet wurde, rief man ſtändiſche Landesvertretungen 
in's Leben, ſo in Lombardo-Venetien mit dem Patente vom 7. und 
24. April 1815, in Tirol mit dem Patente vom 24. März 1816, 
in Galizien mit dem Patente vom 13. April 1817, in Krain mit dem 
Patente vom 29. Auguſt 1818; in Görz, Iſtrien und Dalmatien 
geſchah aber auch dies nicht und von irgend einem Trachten, die ſtaat⸗ 
liche Einheit in den Formen einer Geſammtvertretung zum Ausdrucke 
zu bringen, findet ſich vollends keine Spur. Ja, durch die deutſche 
Bundesacte vom 10. Juni 1815 war die Monarchie mit einem Theile 
ihres Gebietes, nämlich mit den früheren Reichsländern, dem deutſchen 
Bunde beigetreten und ſo neuerlich ein Hinderniß für die conſequente 
Verfolgung des Gedankens eines ſelbſtſtändigen, einheitlichen Reiches 
geſchaffen worden. In dieſer Verbindung mit Deutſchland konnte das 
öſterreichiſche Kaiſerthum nur die Bedeutung einer abgeſchwächten Fort⸗ 
ſetzung der alten deutſchen Kaiſerwürde haben, der Ausbildung eines 
in ſich geſchloſſenen, öſterreichiſchen Staatsweſens konnte ſie in dieſem 
Zuſammenhange nicht förderlich fein. Es war der Reſt früherer Herr⸗ 


ſchaft in Deutſchland, zu ſchwach allerdings, um den Anſpruch auf 
Erneuerung dieſer Macht zu ſtützen, aber doch ſtark genug, um den 
Einfluß abzuwehren, welcher von der deutſchen Bundesgewalt auf 
Oeſterreich ausgeübt werden mochte Es iſt daher ſehr begreiflich, daß 
der Artikel 13 der deutſchen Bundesacte, welcher bekanntlich für die 
Bundesländer eine landſtändiſche Vertretung verlangte, faſt in keinem 
deutſchen Lande ſo wenig Wirkung übte, als in Oeſterreich. In den 
deutſchen Klein- und Mittelſtaaten ſchloß ſich an denſelben eine um⸗ 
faſſende Verfaſſunggebung an und ſelbſt in Preußen begegnen wir im 
Jahre 1823, wenn auch nicht der Schaffung einer Geſammtvertretung 
des Staates, ſo doch jener von neuen Provinzialſtänden durch alle 
Provinzen des Staates hindurch. In Oeſterreich blieben die Stände 
der einzelnen Länder, jo wie fie von Leopold IJ. nach dem Abſolutismus 
der joſephiniſchen Periode reſtaurirt worden waren, in ihrer Zuſammen— 
ſetzung unberührt und nur in dem beſcheidenen Umfange der reoccupirten 
Länder griff, wie wir geſehen, die conſtituirende Geſetzgebung ſo 
weit ein, als es nöthig war, um die durch die Fremdherrſchaft beſeitigten 
politiſchen Inſtitutionen wieder zu organiſiren. 

Daß das Jahr 1815 für Oeſterreich nichts Anderes bedeutete, 
als die politiſche Reſtauration, daß jeder Gedanke von vorneherein 
ausgeſchloſſen war, eine ſtaatsrechtliche Reform durch das Medium einer 
reformirten Ständevertretung anzubahnen, dies iſt durch die Art, in 
welcher Oeſterreich in die Befreiungskriege eintrat, zum Theile allerdings 
erklärlich. Es war das Reſultat lauger diplomatiſcher Erwägungen, 
als Oeſterreich ſeine Macht entſcheidend in die Wagſchale legte, der 
Charakter einer allgemeinen Volkserhebung, eines nationalen Kampfes 
ſchlug hier nicht durch. So wenig als die Regierung hier in die Lage 
gekommen war, Entſchlüſſe zu faſſen, wie jene es waren, welche in der 
preußiſchen Proclamation von Kaliſch und ſpäter noch zu Tage traten, 
ebenſo ſehr fehlten in Folge aller dieſer Verhältniſſe in der Bevölkerung 
die Bedingungen, um auch nur die Keime einer politiſchen Bewegung 
zu entwickeln. Die Macht der abſoluten Gewalt war ja fo ſtark, daß 
ſelbſt in Ungarn von 1812 bis 1825 ohne die Einberufung des Land- 
tages regiert werden konnte, es iſt daher nicht überraſchend, daß die 
Träger der hiſtoriſchen Ordnung in Oeſterreich, die Provinzialſtände, 
weder den Kampf für ihre eigene Machterweiterung mit Erfolg unter⸗ 
nahmen, noch ſich zu den Führern einer Reformbewegung zu machen 
verſtanden. Erſt ſpät, in den Dreißiger⸗-Jahren in Tirol, in den Vier⸗ 
ziger-Jahren in Böhmen und Niederbſterreich, macht ſich eine ſtändiſche 
Oppoſition geltend, welche zum Theile verfaſſungsrechtliche Grundlagen 
hat. Die politiſchen Gedanken, welche hier zu Tage treten, haben aber 


keinen reformatoriſchen Gehalt. Man beſtreitet in Tirol die Giltigkeit 
des Toleranzpatentes für das Land, man berathſchlagt in Böhmen zum 
Schutze der ſtändiſchen Freiheiten und zur Abwehr der Uebergriffe der 
Regierung, man verwahrt ſich in Niederöſterreich gegen die beſchränkende 
Auslegung der ſtändiſchen Rechte, von dem Anſtreben einer erweiterten 
Ständevertretung oder gar einer Ceutralvertretung findet ſich aber hier 
keine Spur. 


Es iſt daher ſchon aus der Natur der Action begreiflich, daß 
dieſe ſtändiſche Oppoſition es nicht vermochte, das öffentliche Intereſſe 
in nachhaltiger Weiſe zu beſchäftigen, geſchweige, daß ihre Forderungen 
der Ausdruck der öffentlichen Meinung geworden wären. Die Wieder⸗ 
belebung der ſtändiſchen Rechte in unveränderter Geſtalt, mochte fi 
auch zur Grundlage einer Oppoſition gegen die Regierung dienen, lag 
nicht im Sinne der Zeit; Beweis genug, daß weder in der aufgeregten 
Epoche des Jahres 1848, noch nach Niederwerfung der 1848er Be⸗ 
wegung von irgend einer Seite auf dieſes Programm zurückgegriffen 
wurde. Es waren andere politiſche Ziele, welche in mehr oder minder 
beſtimmter Weiſe die Gemüther erfüllten, es war der Gedanke des 
Conſtitutionalismus, welcher die Zeit beherrſchend in der Luft lag. 
Dieſer Gedanke konnte, wenn ihn die alten Ständevertretungen nicht 
zu dem ihrigen machen wollten, ſelbſtverſtändlich ſeinen Ausdruck nur 
in der cenſurflüchtigen Literatur finden, welche im Vormärz außerhalb 
Oeſterreichs öſterreichiſche Fragen vertrat, und wir müſſen daher hier 
den Ausgangspunkt deſſen ſuchen, was wir in ſeiner Entwicklung dar⸗ 
ſtellen wollen. 

Unter der erwähnten Literatur ragt an Bedeutung die 1843 in 
Hamburg anonym erſchienene Schrift eines niederöſterreichiſchen Landſtandes, 
des Freiherrn von Andrian, „Oeſterreich und deſſen Zukunft“, weit hervor, 
die Poſtulate derſelben mögen daher hier kurz wiedergegeben werden. 
Andrian's Schrift geht in ihren Forderungen aus von der Vertheidigung 
der ſtändiſchen Rechte, ſie ſtellt aber zugleich die Reform der Landſtände 
als unabweisliches Bedürfniß hin. Sie verlangt eine Vermehrung der 
ſtändiſchen durch die bürgerlichen und bäuerlichen Elemente, ſo daß die 
Repräſentanten der letzteren Gruppen den Vertretern der höheren Stände 
an Zahl gleichkommen ſollen, und ſie verlangt endlich, was hier für 
uns von beſonderem Belange iſt, neben ausgedehnten politiſchen Reformen 
zum Schutze des Syſtems der politiſchen Rechte die Schaffung von 
allgemeinen Reichsſtänden in Wien. Dieſe allgemeinen Reichsſtäude 
ſollen aus Ausſchüſſen der verſchiedenen Landſtände gebildet und mit 
den wichtigſten Befugniſſen in Bezug auf das Budget, die Geſetzgebung 
und die Endentſcheidung über Beſchlüſſe der Provinzialſtände ausge⸗ 
ſtattet ſein. 

Der Gedanke einer mit deu Rechten einer conſtitutionellen Volks— 
vertretung ausgeſtatteten Repräſeutation des Reiches war alſo in der 
Literatur des Vormärz zum Worte gekommen, nur der laute Aus: 
druck desſelben war erſt dem Jahre 1848, und zwar in den deutſch—⸗ 
ſlaviſchen Ländern erſt der Zeit nach der Pariſer Februar-Revolution 
vorbehalten geblieben. Die Nachricht von der letzteren hatte hier von 
der zweiten Märzwoche an einen Adreſſen- und Petitionsſturm zur Folge, 
welcher auf den Bruch mit den überkommenen ſtaatsrechtlichen Formen 
abzielte und die Poſtulate ſtaatlicher Neugeſtaltung aufſtellte. In der 
letzteren Beziehung kann aber von einer einheitlichen, mächtigen Strö— 
mung nur in wenigen Richtungen die Rede ſein. Die Aufhebung der 
Cenſur allein iſt das Thema, welches in allen dieſen Kundgebungen 
wiederkehrt, im Uebrigen gehen die Forderungen weit auseinander oder 
widerſprechen ſich auch vollkommen Die Umbildung der Ständevertre— 
tungen oder auch rückhaltsloſer die Schaffung einer allgemeinen Volks⸗ 
vertretung werden gefordert, aber neben der Forderung nach Landes⸗ 
vertretungen findet ſich ſowohl jene nach einer öſterreichiſchen Geſammt⸗ 


vertretung als jene nach einem deutſchen Parlamente, und zwar bald in 


einer beides verknüpfenden, bald in einer beides ausſchließenden Weiſe. 
Man kann dabei ſagen, daß gerade der Gedanke einer öſterreichiſchen 
Reichsvertretung ſich am wenigſten zur Klarheit durchgerungen hatte. 

Es iſt dies vielleicht für den Augenblick befremdend, aber bei 
näherer Betrachtung doch begreiflich. 

Gewiß war das öſterreichiſche Staatsweſen unter dem Walten 
des Abſolutismus mehr als Einheit hervorgetreten, als jedes der ein⸗ 
zelnen öſterreichiſchen Länder oder als der deutſche Bund, aber es 
fehlten die ſichtbaren Anknüpfungspunkte für eine zu ſchaffende öſter⸗ 
reichiſche Reichsvertretung. Für die Landtage lag das Gerippe vor in 
den Provinzialſtänden. Ja ſelbſt für ein deutſches Parlament konnte der 
vielköpfige deutſche Bundestag einen Anknüpfungspunkt bilden. Die öſter⸗ 
reichiſche Reichsvertretung mußte aber ganz neu geſchaffen werden. Hiezu 
trat nun als tiefer treibender Grund der mächtige Factor, daß die 
Volkswünſche des März den Regierungen abgerungen werden ſollten 
und ſomit von vorneherein ihre Realiſirung auf einen anderen Boden 
ſtellten als jenen, auf dem die Regierungen fußten. Sowie die Bewe⸗ 
gung in Deutſchland ſchon aus dieſem Grunde über die Grenzen der 
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Einzelſtaaten hinausſtreben mußte, fo iſt es erklärlich, daß in Oeſter⸗ 
reich, wenn nicht geradezu die in Deutſchland ausgeſprochenen Forde— 
rungen nachhallten, doch auch originär nur Verfaſſungsprojecte auf⸗ 
tauchten, die den Geſammtſtaat mit feiner abſoluten Regierung zurück— 
drängen wollten. 

So verlangt die Wiener Studentenpetition „allgemeine Volks⸗ 
vertretung und deutſche Bundesreform“, die Adreſſen aus Graz ſprechen 
von einer nothwendigen Vertretung aller Stände am Landtage und von 
einem deutſchen Parlamente und in ähnlicher Weiſe lauten die Kund⸗ 
gebungen aus anderen deutſchen Städten. Die Wenzelsbadadreſſe aus 
Prag hingegen ſpitzt ſich zu dem Petitum zu, den Verband von Böh— 
men, Mähren und Schleſien zu gemeinſamer Ständevertretung anzu- 
bahnen. Der Gedanke einer öſterreichiſchen Reichsvertretung endlich taucht 
ſchüchtern auf in dem für den Zuſammentritt der niederöſterreichiſchen 
Stände am 13. März von den Führern der liberalen Ständepartei 
vorbereiteten Adreßentwurfe und kommt zu energiſchem Durchbruche in 
der Adreſſe des juridiſch-politiſchen Leſevereines an die Stände. Der 
erſtere erbittet von dem Monarchen „die Einberufung von Abgeordneten 
aller Provinzialſtände und die Mittheilung des Staatshaushaltes an 
dieſen durch Abgeordnete der nichtſtändiſchen Elemente des Staates ver- 
ſtärkten Centralausſchuß“; die letztere erklärt, die „periodiſche Berufung 
eines alle Länder der Monarchie ſowie alle Claſſen und Intereſſen 
der Völker vertretenden Körpers mit dem Rechte der Steuerbewilligung 
und der Controle des Finanzhaushaltes, ſowie der Theilnahme an der 
Geſetzgebung kann allein der Dynaſtie und dem Staate neue Kraft 
verleihen“. 

So weit hatte der Gedanke einer Centralvertretung aber doch 
ſchon im Vormärz Boden gewonnen, daß ſelbſt die Regierung ſich 
derſelben nicht ganz verſchließen konnte. Am Vorabende des Zufanımen- 
trittes der niederöſterreichiſchen Stände, am 12. März, erging ein 
kaiſ. Cabinetsſchreiben an den oberſten Kanzler, des Inhaltes, der 
Kaiſer habe beſchloſſen, „aus allen Provinzen, deren ſtändiſche Rechte 
ſich auf alte, bisher unverändert gebliebene Verfaſſungsurkunden gründen, 
ſtändiſche Mitglieder, u. z. eines aus jedem Stande nach Wien zu 
berufen“, und fie mit einem eigens beſtellten Regierungscomite zur Rück— 
ſprache über ihre ſtändiſchen Verhältniſſe und eventuell auch über die 
Bedürfuiſſe des Augenblickes in Berührung zu bringen Die nieder— 
öſterreichiſchen Stände ſollten unverweilt zur Wahl der Deputirten 
ſchreiten, die anderen Stände aber zu dieſem Zwecke ehemöglichſt ver- 
ſammelt werden 

Dieſer Standpunkt wurde auch in der ſtürmiſchen Bewegung 
der Märztage nicht verlaſſen. Wohl hatten die Zugeſtänduiſſe des 13. und 
14. März zunächſt abſeits der Verfaſſungsfrage liegende Dinge im 
Auge, nämlich die Aufhebung der Cenſur und die Errichtung der Nativnal- 
garde, die Verſammlung von ſtändiſchen Abgeordneten um den Thron 
gelangt aber ebenfalls in einer kaiſ. Proclamation vom 14. März zur 
öffentlichen Verheißung. Die Natur dieſer Vereinigung iſt hier ſchon 
ſchärfer beſtimmt, es handelt ſich um eine Vertretung der deutſchen, 
ſlaviſchen und italieniſchen Länder zum Beirathe in legislativen und 
adminiſtrativen Fragen, und der Zuſammentritt derſelben iſt ſchon genauer, 
nämlich ſpäteſtens auf den 3. Juli fixirt. Am 15. März endlich erſchien 
das berühmte kaiſerliche Manifeſt, welches den Uebergang zum conſti⸗ 
tutionellen Leben direct ausſprach, und auch hier gipſelt der die Ver— 
faſſungsfrage berührende Paſſus in dem Satze, daß „wegen Einberufung 
von Abgeordneten aller Provinzialſtände und der Centralcongregationen 
in der möglichſt kürzeſten Friſt mit verſtärkter Vertretung des Bürger- 
ſtandes und unter Berückſichtigung der beſtehenden Provinzialverfaſſungen 
zum Behufe der beſchloſſenen Conſtitution des Vaterlandes das Nöthige 
verfügt ſei.“ 

Welche juriſtiſche Bedeutung immer man dieſem Patente beilegen 
mochte, ſo viel ſtand feſt, daß „die Conſtitution des Vaterlandes“ nicht 
im Wege des einfachen Octrois, ſondern in Anknüpfung an das Ständeinſtitut 
beabſichtigt war, daß ferner zwar die Einbeziehung der ungariſchen Länder 
in das Verfaſſungswerk außerhalb dieſes Programmes ſtand, für die übrigen 
Länder aber allerdings eine Geſammtverfaſſung geſchaffen werden ſollte. 
Der entſcheidende Punkt für die Entwicklung des öſterreichiſchen Ver⸗ 
faſſungslebens war in dieſem hiſtoriſchen Momente darin gelegen, ob 
es der Regierung gelingen ſollte, die Continuität der Rechtsbildung zu 
wahren und die Brücke von dem provinzialſtändiſchen Inſtitute zu der 
zu ſchaffenden Geſammtvertretung zu finden. 

Der Weg hiezu wurde von der Regierung von vorneherein nur 


in unentſchiedener zurückhaltender Weile betreten. Am 18. März erging 
an ſämmtliche Stände der deutſchen Erblande das Reſcript, welches die 
Verfaſſungsfrage in Fluß bringen ſollte, in klarer Weiſe iſt der Stand⸗ 
punkt der Regierung hier aber nicht markirt. Hinſichtlich der Einbe⸗ 
rufung von Abgeordneten der Stände wird auf das Proclam vom 
14. und das Patent vom 15. März verwieſen, eine directe Auf- 
forderung zur Entſendung derſelben iſt nicht ausgeſprochen. Es wird 
nur eröffnet, daß der Monarch unter Anerkennung und Aufrechthaltung 
der verfaſſungsmäßigen Rechte der Stände aus eigenem Antriebe eine 
ſolche conſtitutionelle Einrichtung zu treffen beſchloſſen habe, welche das 
Band der Einigkeit zwiſchen den verſchiedenen Ländern noch feſter 
knüpſen könnte, daß die weiteren Beſtimmungen der Stände eheſtens 
bekanntgegeben werden ſollten und daß der Monarch in dieſem wichtigen 
Zeitpunkte die wohlerwogenen Vorſchläge der Stände zur Befeſtigung 
der Wohlſahrt, der Sicherheit und des Credites des Reiches erwarte. 
Man ſieht, hier wird nicht einmal der berathende Einfluß der Stände 
auf die Verfaſſunggebung als nothwendig in den Vordergrund geſtellt, 
die Möglichkeit der Octroyirung ſchlägt hier ſchon deutlich durch. 
Nur dort, wo es ſich um die Reformen im Rahmen der Länder ſelbſt 
handelt, ſpricht das Reſeript deutlich; die Stände werden aufgefordert, 
ſchleunig Auträge zu erſtatten, in welcher Art dem Bürgerſtande ein 
ausgedehnter Einfluß auf die ſtändiſchen Berathungen einzuräumen 
wäre, und auch Vorſchläge über die zeitgemäße Umgeſtaltung und 
Verbeſſerung der Munieipal- und Gemeindeeinrichtungen zu unterbreiten. 

War ſomit die Regierung von vorneherein geneigt, ſich die freie 
Hand der Entſchließung zu wahren, ſo kam ihr hiezu der wirkſamſte 
Bundesgenoſſe in den Ständen ſelbſt zu Hilfe. Wenn man die Berathungen 
der ſtändiſchen Körperſchaften ſtudirt, welche im Frühjahre 1848 theils 
noch in unveränderter, theils in verjüngter Geſtalt tagten, fo iſt nirgends 
ein kräftiger Verſuch der Stände wahrzunehmen, in die Bildung der 


Geſammtverfaſſung einzugreifen. Ja, im Gegentheile, es läßt ſich wieder- 


holt nachweiſen, und zwar in den verſchiedenſten Ländern (3. B. Steier- 
mark, Schleſien), daß die Regierung von den Ständen ſelbſt geradezu in 
die Bahn der Octroyirung gedrängt wurde, um von jenen Ländern ganz 
zu ſchweigen, in welchen die Landſtände ihrem Wirken ſelbſt ein Ende 
ſetzten (Krain), oder durch eine demokratiſche Bewegung an demſelben 
gehindert wurden (Galizien). So iſt es erklärlich, daß wohl in faſt 
allen Ländern eine Umbildung des ſtändiſchen Inſtituts erfolgte und 
daß dieſe zumeiſt ſogar bis zu der Schaffung von Landtagen auf ganz 
neuen Grundlagen führte, daß von einem bedeutſamen Einfluſſe der 
ſtändiſchen Organe auf die „Conſtitution des Vaterlandes“ aber nur wenig 
zu entdecken iſt. 
(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ehrenkränkung, begangen durch eine in die Schulnachricht ein— 
geſchriebene, gegen die Claſſification des Lehrers gerichtete ab— 
fällige Bemerkung. 

Rudolph K., Schulleiter in W., legte am 17. April 1884 dem 
Bezirksſchulrathe die Schulnachricht der Agnes S. zur Amtshandlung 
vor, da in dieſelbe die Bemerkung geſchrieben wurde: „Dieſe Urtheile 
ſind nicht genau erwogen A. S. m. p.“ Dieſe Bemerkung war von 
dem Vater der Agnes S., dem penſ. Lehrer Albert S., hineingeſchrieben 
worden. 

Der Act wurde der Bezirkshauptmannſchaft T. abgetreten, welche 
mit dem Erkenntniſſe vom 2. Mai 1884, 3. 3570, im Grunde des 
$ 1339 a. b. G. B. erkannte: Albert S. iſt ſchuldig der Uebertretung 
nach $ 1339 a. b. G. B. und wird hiefür zu einer Geldſtrafe von 
b., f Gunſten des Ortsarmenfondes in W. verurtheilt. 

Gegen dieſes Erkenntniß recurrirte Albert S., indem er geltend 
machte, daß er ſeine Tochter und deren Fleiß kenne, und dieſe die frag- 
liche Clafſification nicht verdient habe, ſich auf ſeine vieljährige Ver⸗ 
wendung im Lehrfache und ſeine Erfahrung berief und darauf hinwies, 
wie auf dieſe Weile das Ehrgefühl der Schüler abgeſtumpft und die- 
ſelben zu einer nicht zu rechtfertigenden Ueberanſtrengung veranlaßt 
werden, 

Die Statthalterei fand 


mit Erlaß 


vom 29. Mai 1884, 


3. 13.240, dem Recurſe Folge zu geben und das angefochtene Erkenntniß 
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zu beheben, weil die dem Recurrenten zur Laſt gelegte Handlung den 
Thatbeſtand der Uebertretung der Ehrenkräukung nicht begründe. 

Gegen dieſe Entſcheidung brachte die Schulleitung in W., reſp. 
der Schulleiter Rudolph K. den Miniſterialrecurs ein, mit welchem in 
Rückſicht darauf, daß Aumerkungen auf Schulnachrichten von Seite der 
Eltern nicht geſtattet ſind, indem dadurch die Autorität des Lehrers 
verletzt werde, um Aufrechthaltung des Erkenntniſſes der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft gebeten wurde. 

Die Schulleitung erſtattete überdies die Aufklärung, daß die 
Schulnachricht der Agnes S. mit der Bemerkung verſehen dem Schul⸗ 
leiter von ihr in Gegenwart der übrigen Kinder eingehändigt wurde, 
und dieſe Notiz auch andere Schulkinder geleſen haben, ja ſogar jedem 
Bewohner des Ortes Notiz, Strafe und Aufhebung derſelben bekannt 
ſei, weil Albert S. überall davon Gebrauch mache. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat hierüber unterm 30. Sep⸗ 
tember 1884, 3. 14.405, nachſtehend entſchieden: 

„Das Miniſterium findet dem Recurſe des Rudolph K. Folge 
zu geben und unter Behebung des Erkenntniſſes der Statthalterei das 
Erkenntniß der Bezirkshauptmannſchaft S. wieder in Kraft zu ſetzen, 
nachdem es wohl keinem Zweifel unterliegen kann, daß die in die 
Schulnachricht geſchriebene Bemerkung gegen die Claſſification gerichtet 
iſt und in dieſer Beziehung die Beſchuldigung einer Pflichtverletzung 
enthält. Erſchwerend iſt die Oeffentlichkeit der Sache und Compromit- 
tirung des Lehrers vor den Kindern.“ H. 


Die empfangenen höheren Weihen begründen auch nach dem Aus⸗ 
tritte aus der Kirche die wi Eingehung einer Ehe. 
% ) 


($63 a. b. G. B.; Art. 1% St. vom 21. December 
1867, Nr. 142, Art. 5 Gef. vom 25. Mai 1869, Nr. 49 
N. G. Bl.) 


B., am 8. März 1835 geboren und nach katholiſchem Ritus 
getauft, hat am 29. Auguſt 1858 die feierliche Profeß als Ordens— 
prieſter abgelegt und am 22., 25. und 29. Juli 1860 die höheren 
Weihen des Subdiacouates, Diaconates und Presbyteriates empfangen. 
Am 2 September 1875 verließ er das Stift X. und meldete nach— 
träglich ſeinen Austritt aus dem Stiftsverbande an. Am 2. October 
1878 meldete er bei der Bezirkshauptmannſchaſt im Sinne des Geſetzes 
vom 20. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 68, feinen Beitritt zur alt— 
katholiſchen Kirchengemeinde in Wien und am 17. December 1878 
feinen Austritt aus dieſer Gemeinde an. Nachdem B. in die Religtong- 
genoſſenſchaft evangeliſch-augsburgiſcher Confeſſion eingetreten war, wurde 
er am 28. Jänner 1879 in der evangeliſchen Kirche mit der C. getraut, 
welche am 27. April 184! geboren, nach katholiſchem Ritus getauft 
worden war und am 18. December 1878 bei der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft ihren Beitritt zur altkatholiſchen Kirchengemeinde angemeldet hatte. 
Nach der Trauung, am 14. Jänner 1882, erklärte die C, aus der 
altkatholiſchen Kirche auszutreten, und am 21. Jänner 1882 gab ſie 
die protokollariſche Erklärung ab, wieder römiſch-katholiſch fein zu 
wollen. Die Giltigkeit dieſer Ehe wurde in Gemäßheit des Hofdeeretes 
vom 23. Auguſt 1819, J. ©, S. Nr. 1595, von Amtswegen unter⸗ 
ſucht, und erkannte das Gericht erſter Inſtanz auf Ungiltigkeit der Ehe, 
welches Urtheil auf die Appellationsbeſchwerde des Vertheidigers des 
Ehebandes vom Obergerichte beſtätigt wurde. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte auf die a. o. Reviſions⸗ 
beſchwerde des Vertheidigers des Ehebandes mit Entſcheidung vom 
19. Februar 1884, 3. 821, die untergerichtlichen Urtheile, wornach 
die vom B. mit der C. am 28. Jänner 1879 in Wien nach evange⸗ 
liſchem Ritus angsburgiſcher Confeſſion geſchloſſene Ehe wegen der auf 
Seite des B. eutgegenſtehenden Ehehinderniſſe des abgelegten feierlichen 
Ordensgelübdes der Eheloſigkeit und der empfangenen höheren Weihen 
des katholiſchen Prieſterthums für ungiltig erklärt wurde. Gründe: 
„Denn bei den im § 63 a. b. G. B. vorgeſehenen Hinderniſſen des 
öffentlichen Rechtes liegt der Schwerpunkt des Hinderniſſes in dem 
Umſtande, daß die Perſon, welche eine Ehe einzugehen gedenkt, ſchon 
die höheren Weihen des katholiſchen Prieſterſtandes erhalten hatte, oder 
in einem geiſtlichen Orden das feierliche Gelübde der Eheloſigkeit abge⸗ 
legt hatte; keineswegs aber in dem Verhältniſſe, daß dieſe Perſon ſich 
außerdem auch noch thatſächlich im katholiſchen geiſtlichen Stande und 
Kloſterverbande befinde, ſo daß die Ablegung des Prieſter- oder Möuchs⸗ 
gewandes und die willkürliche Erklärung, aus der römiſch⸗katholiſchen 
Religion auszutreten, genügen ſollte, um dieſes Hinderniß zu beheben. 


— 6 
Es ergibt ſich dies aus der Wortfügung, insbeſondere aus der Partikel 
„ſchon“ und aus dem Zuſammenhange mit dem $ 73 des joſephiniſchen 
bürgerlichen Geſetzbuches von 1786, aus welchem dieſe Beſtimmung 
übertragen wurde. Es iſt wohl ein den Grundſätzen der katholiſchen 
Kirche entnommenes, aber unbeſchränkt von der bürgerlichen Geſetzgebung 
angenommenes und unter die Satzungen des öffentlichen Rechtes auf- 
genommenes Ehehinderniß, durch welches aus Rückſichten der öffent⸗ 
lichen Moral und Ordnung der öſterreichiſche Staatsbürger, welcher 
bereits die höheren Weihen des katholiſchen Prieſterthums empfangen 
oder feierliche Gelübde der Eheloſigkeit abgelegt hat, des ſittlichen 
Vermögens bar erklärt wird, einen Ehevertrag zu ſchließen. Durch die 
geſetzliche Beſtimmung der unbedingten Unzuläſſigkeit einer ſolchen Ehe 
wird der Verſuchung, durch einen in deu ſeltenſten Fällen auf reiner 
innerer Ueberzeugung beruhenden Religionswechſel eine unerlaubte eheliche 
Verbindung einzugehen und hiemit auch der Mehrung jener Wirrniſſe 
begegnet, welche in dem Falle eintreten, daß der Apoſtat, nachdem er 
eine Familie gegründet hat, in den Schoß der katholiſchen Kirche zurück— 
zukehren erklärt und als Bußfertiger nach den Satzungen der Kirche 
im Prieſterſtande und beziehungsweiſe im Kloſter wieder Aufnahme 
findet; und eben der Umſtand, daß der letztgedachte Fall und die 
Regelung der Perſonen- und Vermögensrechte für einen ſolchen Fall 
im Geſetze nicht ausdrücklich und ſpeciell vorgeſehen iſt, liefert wieder 
einen Beleg für die Richtigkeit der Auffaſſung des Sinnes und der 
Tragweite des $ 63 a. b. G. B., wie ſie in den unteren Inſtanzen 
ſtattgefunden hat. Durch die Staatsgrundgeſetze über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, 
ſowie durch das Geſetz über die interconſeſſionellen Verhältniſſe der 
Staatsbürger vom 25. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 49, hat die Wirk— 
ſamkeit des citirten S 63 a. b. G. B. keine Einſchränkung oder Aende— 
rung erlitten. Der Art. XIV des Staatsgrundgeſetzes Nr. 142, welcher 
ausſpricht, daß die volle Glaubens- und Gewiſſensfreiheit Jedermann 


gewährleiſtet iſt und daß der Genuß der bürgerlichen und politiſchen 


Rechte von dem Religions bekenntniſſe unabhängig fein ſoll, enthält 
den ausdrücklichen Beiſatz, daß jedoch den ſtaatsbürgerlichen Pflichten 
durch das Religionsbekenntniß kein Abbruch geſchehen ſoll. Es gehört 
aber zu den ſtaatsbürgerlichen Pflichten, ohne Unterſchied des Religions⸗ 
bekenntuiſſes, daß man einen Aet unterlaſſe, welcher durch ein Geſetz 
aus Rückſichten der öffentlichen Ordnung und Sitte fir unbedingt 
unzuläſſig erklärt iſt, und ſich der Nichtigkeitserklärung eines ſolchen 


Actes füge, wie immer die Anſchauungsweiſe der Perſon vom Stand⸗ 


punkte des Religionsbekenntniſſes ſein möge, wornach die Aufrechthaltung 
der Beſtimmung des citirten S 63 dem Wortlaute und Geiſte dieſes 


Staatsgrundgeſetzartikels nicht entgegenſteht; und wenn im Geſetze zur 


Regelung der interconfeſſionellen Verhältniſſe der Staatsbürger im 
Art. * beſtimmt iſt, daß die Religionsveränderung alle genoſſenſchaft— 
lichen Rechte der verlaſſenen Kirche oder Religionsgefellſchaft an den 
Ausgetretenen, ebenſo wie die Anſprüche dieſes an jene verloren gehen, 
ſo kann nach der eigenthümlichen Bedeutung dieſer Worte in ihrem 
Zuſammenhange nicht auch die Aufhebung des im § 63 a. b. G. B. 
vorgeſehenen Ehehinderniſſes für die katholiſche Religion verlaſſende 
Prieſter und Mönche gefunden werden, und zwar um ſo weniger, als 
eine ſolche Beſtimmung, wenn fie gegeben werden wollte, einen Gegen⸗ 
ſtand des gleichzeitig am 25. Mai 1868, unter R. G. Bl. Nr. 47, 
erlaſſenen Ehegeſetzes, wozu unterm 1. Juli 1868, R. G. Bl. Nr. 80, 
die Vollzugsverordnung folgte, zu bilden gehabt hätte.“ Demzufolge 
ſtellt ſich die Erklärung der Ungiltigkeit der in Rede ſtehenden Ehe als 
vollkommen gerechtfertigt dar. Ger.⸗Ztg. 


Geſetze und Verordnungen. 
1884. I. Semeſter. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau. 

IX. Stück. Ausgeg. am 22. März. — Nr. 32. Kundmachung der k. k. 
Statthalterei vom 2. März 1884, Z. 13.386, betreffend die Bedeckung des Ab⸗ 
ganges des Landesfondes im Jahre 1884 mittelſt Zuſchlages zu den directen 
Steuern. — Nr. 33. Geſetz vom 22. Februar 1884, giltig für das Königreich 
Galizien und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau, womit der 
Bezirksvertretung in Wieliczka die Bewilligung zur Aufnahme eines Anlehens 
im Betrage von 35.000 Gulden ertheilt wird. 
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X. Stück. Ausgeg. am 29. März. Nr. 34. Kundmachung des k. k. 
Statthalterei⸗Präſidiums vom 15. März 1884, Z. 2215 Präs., womit die Ver⸗ 
ordnung des k. k. Juſtizminiſteriums, betreffend die Neuerrichtung eines Bezirks⸗ 
gerichtes in Biecz, verlautbart wird. — Nr. 35. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halterei⸗Präſidiums vom 15. März 1884, Z. 2215 Präf., betreffend die Aus⸗ 
ſcheidung der Gemeinden Grodna kepska und Swiccany aus dem Sprengel der 
k. k. Bezirkshauptmaunſchaft iu Jasko und deren Zuweiſung zu dem Sprengel 
der k. k. Bezirkshauptmaunſchaft in Gorlice. — Nr. 36. Kundmachung der k. k. 
Statthalterei vom 3. März 1884, Z. 13.473, womit den Bezirksräthen in Mielec 
und in Tarnow das Recht der Einhebung der Mauth ertheilt wird. — Nr. 37. 
Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 3. März 1884, 3. 13.473, womit 
dem Bezirksrathe in Limanowa das Recht der Einhebung der Mauth vor der 
Brücke ertheilt wird. — Nr. 38. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 
3. März 1884, Z. 13.473, betreffend die Ertheilung des Rechtes zur Einhebung 
der Mauth: 1. der Gemeinde ſammt dem Gutsgebiete in Bukaczowee, 2. dem 
Gutsgebiete in Rogi, 3. der Gemeinde Mizun, 4. dem Gutsgebiete in Daszawa, 
5. der Gemeinde ſammt dem Gutsgebiete in Mena, 6. der Gemeinde in Przemys⸗ 
lany. — Nr. 39. Kundmachung des k. k. Statthalterei-Präſidiums vom 21. März 
1884, Z. 2385, Präſ., betreffend einige Aenderungen in der bisherigen Eintheilung 
des Landes in Gerichts- und politiſche Bezirke. 

XI. Stück. Ausgeg. am 16. April. Nr. 40. Geſetz vom 19. März 
1884, wirkſam für das Königreich Galizien und Lodomerien ſammt dem Groß⸗ 
herzogthume Krakau, betreffend die Befreiung der Communal-Obligationen der 
Landesbank des Königreiches Galizien und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume 
Krakau von allen Steuerzuſchlägen mit Ausnahme der landesfürſtlichen. — Nr. 41. 
Geſetz vom 19. März 1884, wirkſam für das Königreich Galizien und Lodomerien 
ſammt dem Großherzogthume Krakau, betreffend die Befreiung aller aus dem 
Dienſtverhältniſſe herrührenden Bezüge der Directoren, Beamten und Functionäre 
der Landesbank des Königreiches Galizien und Lodomerien ſammt dem Groß⸗ 
herzogthume Krakau von allen Steuerzuſchlägen mit Ausnahme der landesfürſtlichen. 

XII. Stück. Ausgeg. am 30. April. Nr. 42. Verordnung der k. k. 
Statthalterei vom 31. März 1884, 3. 5338, womit die Marktordnung für den 


Großhornviehmarkt in Oswieeim erlaſſen wird. — Nr. 43. Kundmachung der 
k. k. Berghauptmannſchaft vom 29. Februar 1884, Z. 201, betreffend das Verbot 
der Verwendung von Weibern beim Bergbaue. — Nr. 44. Kundmachung des 


k. k. Statthalterei-Präſidiums vom 11. Auguſt 1884, 3. 3082 Präf., womit die 
Verordnungen des hohen k. k. Juſtizminiſteriums vom 27. März 1884, Z. 5276, 
betreffend die Errichtung eines Kreisgerichtes in Brzezauy und die Zuweiſung 
des Gerichtsbezirkes Bobrka zum Sprengel des k. k. Landesgerichtes in Lemberg, 
verlautbart werden. 


Geſetz- und Verordnungsblatt für das Herzogthum Bukowina. 


I. Stück. Ausgeg am 16. Jänner. 1. Geſetz vom 27. December 1883, 
wirkſam für das Herzogthum Bukowina, betreffend die Abänderung des $ 31 des 
Landesgeſetzes vom 7. December 1869 (R. G. und V. Bl. I, Nr. 1 ex 1870 womit 
eine Bauordnung für die Landeshauptſtadt Czeruowitzerlaſſen wurde. — 2. Verordnung 
des k. k. Landespräſidenten des Herzogthums Bukowina vom 28. December 1883, 
Z. 11.085, womit in Gemäßheit des § 9 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, 
R G. Bl. Nr. 35, eine Viehmarktordnung für die Stadt Suezawa erlaſſen 
wird. — 3. Verordnung des k. k. Landespräſidenten des Herzogthums Bukowina 
vom 28. December 1883, Z. 11.085, womit in Gemäßheit des 8 9 des Geſetzes 
vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, eine Viehmarktordnung für die 
Marktgemeinde Gurahumora erlaſſen wird. 4. Verordnung des k. k. Landes⸗ 
präfidenten des Herzogthums Bukowina vom 28. December 1883, Z. 11.085, womit 
in Gemäßheit des 8 9 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, eine 
Viehmarktordnung für die Marktgemeinde Radautz erlaſſen wird. — 5. Verordnung 
des k. k. Landespräſidenten des Herzogthums Bukowina vom 28. December 1883, 
8. 11.968, womit in Gemäßheit des § 9 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, 
R. G. Bl. Nr. 35, eine Viehmarktordnung für die Stadt Sereth erlaſſen wird. 
— 6. Kundmachung des Bukowmaer k. k. Landespräſidenten vom 31. December 
1883, 3. 13.524, betreffend die Militär⸗Durchzugspreiſe für das Jahr 1884. 

II. Stück. Ausgeg. am 13. Februar. — 7. Kundmachung der Bukowinaer 
k. k. Finanzdirection vom 24. Jänner 1884, Z. 5 Präſ., über die Control⸗ 
pflichtigkeit von Mineralölen in den Grenzbezirken. — 8. Kundmachung des 
Bukowinaer Landesausſchuſſes vom 2. Februar 1884, Z. 256, betreffend die 
Bedeckung des Abganges im Landes- und Grundentlaſtungsfonde für das Jahr 
1884. — 9. Kundmachung des k. k. Landespräfidenten für die Bukowina vom 
8.) Februar 1884, Z. 1192, betreffend die Feſtſtellung des Reiſe⸗ und Geſchäfts⸗ 
planes der für die regelmäßige Stellung im Jahre 1884 activirten Aſſent⸗ 
commiſſionen. 


III. Stück. Ausgeg. am 28. Februar. 10. Kundmachung des Bukowinaer 
k. k. Landespräſidenten vom 26. Februar 1884, 3. 2249, betreffend die Nicht⸗ 
zuziehung der vierten Altersclaſſe zur Stellung im Jahre 1884. 

IV. Stück. Ausgeg. am 7. März. — 11. Verordnung des k. k. Landes⸗ 
präſidenten des Herzogthums Bukowina vom 21. Februar 1884, 3. 12.106 ex 
1883, womit in Gemäßheit des § 9 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, 


R. G Bl. Nr. 35, eine Viehmaͤrktordnung für die Stadt Kimpolung 
erlaſſen wird. ‘ 2 
V. Stück. Ausgeg. am 13. März. — 12. Geſetz vom 24. Februar 1884, 


giltig für das Herzogthum Bukowina, betreffend die Einverleibung der vom Hlibofaer 
Eiſenbahnhofe bis an die Grenze des Storozynetzer Bezirkes zum Anſchluſſe an die 
Mold.⸗Banilla⸗Petroutz⸗Preſekarenver Concurrenzſtraße führenden Straßenſtrecke in die 
Hlibokaer Concurreuzſtraße (L. G. und V. Bl. XVII, 29 ex 1870, P. Z. 2 des Aus⸗ 
weiſes) und Einbeziehung der Gemeinde und des Gutsgebietes Kamenka in die 
Concurrenz dieſer Straße. — 13. Verordnung des k. k. Landespräſidenten des 
Herzogthums Bukowina vom 28. Februar 1884, Z. 10.624 ex 1883, womit in 
Gemäßheit des 8 9 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, 
eine Viehmarktordnung für die Marktgemeinde Storozynetz erlaſſen wird. 

VI. Stück. Ausgeg. am 1. April. 14. Verordnung des k. k. Landes⸗ 
präſidenten des Herzogthums Bukowina vom 15. März 1884, 3. 2384, womit 
in Gemäßheit des $ 9 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, 
eine Viehmarktordnung für die Marktgemeinden des politiſchen Bezirkes Wiznitz, 
nämlich Wiznitz und Waszko utz am Czeremosz, erlaſſen wird. 


VII. Stück. Ausgeg. am 9. April. — 15. Geſetz vom 22. März 1884, 
betreffend die Erhöhung der in der Landeshauptſtadt Czernowitz auf Grund des 
Landesgeſetzes vom 2. März 1872 (L. G. und V. Bl. VI, 6, 1872) beſtehenden 
Auflage auf den Verbrauch von Bier, Branntwein und verſfüßten geiſtigen 
Getränken auf die Dauer von 10 Jahren. — 16. Geſetz vom 22. März 1884, 
betreffend die Erhöhung des in der Landeshauptſtadt Czernowitz auf Grund des 
Landesgeſetzes vom 11. Mai 1867 (L. G. und V. Bl. VI, 15, 1867) beſtehenden 
Weinverbrauchs⸗Aufſchlages auf die Dauer von 10 Jahren. 17. Geſetz vom 
22. März 1884, betreffend die Erhöhung der in der Landeshauptſtadt Czernowitz 
auf Grund des Landesgeſetzess vom 7. April 1866 (L. G. und V. Bl. VI, 9, 
1866) beſtehenden Auflage auf rohes Fleiſch auf die Dauer von 10 Jahren. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 11. April. — 18. Kundmachung der Bukowinaer 
k. k. Poſtdirection, ddo. 4. April 1884, Z. 2130, betreffend die Feſtſetzung des 
Poſtrittgeldes für die Zeit vom 1. April bis Ende September 1884. 

IX. Stück. Ausgeg. am 17. April. — 19. Verorduung des Bukowinger 
k. k. Landespräſidenten vom 5. April 1884, Nr. 3433, womit die neueſte Ueber⸗ 
ſicht der adminiſtrativen Territorial-Eintheilung des Herzogthums Bukowina 
kundgemacht wird. 

X. Stück. Ausgeg. am 25. April. — 20. Kundmachung des Bufowinaer 
k. k. Landespräſidenten vom 8. April 1884, 3. 4067, womit die Wahlordnung 
für die Handels- und Gewerbekammer in Czernowitz, genehmigt mit dem Erlaſſe 
des hohen k. k. Handelsminiſteriums vom 31. März 1884, Z. 7570, unter 
gleichzeitiger Außertraftſetzung der bisherigen Wahlordnung dieſer Kammer 
verlautbart wird. — 21. Verordnung des k. k. Landespräſidenten des Herzogthums 
Bukowina vom 8. April 1884, 8. 10.922 ex 1883, womit in Gemäßheit des 
Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, die Viehmarktorduung 
für die Marktgemeinden des politiſchen Bezirkes Kotzman, nämlich: Kotzman, 
Luzan, Okna, Werenczanka, Zaſtawna und Zwiniacze, erlaſſen wird. 

XI. Stück. Ausgeg. am 8. Mai. — 22. Kundmachung der Bukowinger 
5 Landesregierung, ddo. Czernowitz den 23. April 1884, 8. 4508, betreffend 
die Activirung einer Prüfungscommiſſion zur Prüfung aus dem Hufbeſchlage. — 
23. Verordnung des k. k. Landespräſidenten des Herzogthums Bukowina vom 
24. April 1884, 3. 4560, womit in Durchführung der Verordnung des hohen 
158745 Ackerbauminiſteriums vom 15. November 1874, R. G. Bl. Nr. 76, 88 2 
und 3, für die Bukowina zwei Köh rungscommiſſionen activirt werden. — 24. 
Kundmachung der Bukowinge r k. k. Landesregierung vom 1. Mai 1884, Z. 4949, 
betreffend die Acttvirung einer ſtändigen Nachſtellungscommiſſion in Czernowitz. 

XII. Stück. Ausgeg. am 11. Juni. — 25. Kundmachung des Bukowinger 
Landesausſchuſſes vom 25. Mai 1884, 3. 1362, betreffend die Verlegung des 
Mauthſchrankens in Rohozna auf der Czernowitz⸗Nowoſielitzaer Concurrenzſtraße. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 22. Juni. 26. Verordnung des k. k. Landes⸗ 
präsidenten des Herzogthums Bukowina vom 10. Juni 1884, 8. 6584, womit 
die Verordnung vom 24. April 1884, 3. 4560 (L. G. und V. Bl. Nr. 23, IX, 
ex 1884), betreffend die Activirung von zwei Köhrungscommiſſionen für die 
Bukowina, abgeändert wird. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 28. Juni. 


N 27. Kundmachung des Bukowinger 
Landesausſchuſſes vom 21. Juni 1884, 3. 
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der Zollgebuhren zu entrichten iſt. Z. 775 F. M. — 


Mauthſchrankens auf der Wiznitz⸗Waszkoutzer Concurrenzſtraße an der Czartorier 
Grenze. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k. k. Finanzmini⸗ 
ſteriums für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 


Nr. 1. Ausgeg. am 18. Jänner. — Indirecte Abgaben und Staat 
monopole. Abdruck von Nr. 7, 2, 6, 8 R. G. Bl. 


Nr. 2. Ausgeg. am 22. Jänner. — Indirecte Abgaben und Staats⸗ 
monopo le. Verorduung des k. k. Finanzminiſteriums vom 19. Jänner 1884, 
womit für den Monat Februar 1884 das Aufgeld beſtimmt wird, welches 
bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 
3. 273 F. M. — Zollbehandlung des ſogenannten Silicats. Z. 693. 16 Jänner. 

Nr. 3. Ausgeg. am 28. Jänner. — Indirecte Abgaben und Staats⸗ 
monopole. Abdruck von Nr. 9, 10, 12, 14, 13, 14 R. G. Bl. 


Nr. 4. Ausgeg. am 8. Februar. — Directe Beſteuerung. Abdruck 
von Nr. 18 R. G. Bl. — Indireete Abgaben und Staatsmonopole. 
Vormerkbehandlung der Gegenſtände für die Weltausſtellung in London im 
Jahre 1884, Z. 1715. 22. Jänner. — Abdruck von Nr. 17 R. G. Bl. 


Nr. 5. Ausgeg. am 21. Februar. — Allgemeines. Modificirung der 
Beſtimmungen über die Berichtigung und Verrechnung der Auslagen für die 
Beförderung ämtlicher Staffetten und für die Aſſecuranz der mit Lloydſchiffen 
zu befördernden ämtlichen Fahrpoſtſendungen. 3. 5128 F. M. ex 1883. 10. Februar. 
— Indirecete Abgaben und Staatsmonopole. Verordnung des k. k. 
Finanzminiſterinms vom 20. Februar 1884, womit für den Monat März 1884 
das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber zur Zahlung 
Verordnung der k. k. 
Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 2. Februar 1884, betreffend 
einige Aenderungen des ſtatiſtiſchen Waarenverzeichniſſes. Z. 3167. — Stempel⸗ 
behandlung der von den Einjährig- Freiwilligen als Aſpiranten auf Reſerve⸗ 
Officiers⸗ oder mit dein Officiers-Charakter verbundene oder auf andere Militär⸗ 
Beamtenſtellen beizubringenden Subfiſtenznachweiſe. Z. 15.426. 6. Februar. 


Nr. 6. Ausgeg. am 3. März. — Indirecte Abgaben und Staats 
monopole. Abdruck von Nr. 22, 23, 24, 25 R. G. Bl. 


Nr. 7. Ausgeg. am 12. März. — Allgemeines. Abdruck von 
Nr. 27 R. G. Bl. Indireete Abgaben und Staatsmonopole. 
Abdruck von Nr. 29 R. G. Bl. — Abdruck von Nr. 30 R. G. Bl. — Vor⸗ 
merkbehandlung der Gegenſtände für die internationale Ausſtellung von Motoren 
und Werkzeugmaſchinen zu Wien im Jahre 1884. Z. 3715. 22. Februar. 


Nr. 8. Ausgeg, am 15. März. — Indirecte Abgaben und Staats- 
monopole. Vormerkbehandlung der für die im Jahre 1884 in Wien ſtatt⸗ 
findende ornithologiſche Ausſtellung einlangenden Gegenſtände. Z. 7331. 11. März. 
Vormerkbehandlung der für die diesjährige Gewerbe-, Induſtrie⸗ und 
elektriſche Ausſtellung nach Teplitz aus dem Auslande einlangenden Gegenſtände. 
Z. 7425. 6. März. 

Nr. 9. Ausgeg, am 22. März. — Indirecte Abgaben und Staats⸗ 
monopole. Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 18. März 1884, 
womit für den Monat April 1884 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei 
Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 1201 
F. M. — Vormerkbehandlung der Gegenſtände für die allgemeine italieniſche 
Ausſtellung zu Turin im Jahre 1884. Z. 9337. 20. März. 

Nr. 10. Ausgeg. am 30. März. 
Nr. 40 R. G. Bl. Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. Abdruck 
von Nr. 38 R. (. Bl. Zollbehandlung von gemeinen italieniſchen Weinen 
in Eiſternenwaggons. Z. 8185. 11. März. 


Nr. 11. Ausgeg. ant 2. April. — In direete Abgaben und Staats⸗ 
monopole. Abdruck von Nr. 41 R. G. Bl. — Verpflichtung mehrerer Perſonen, 
welche bei der Verpachtung der Fleiſch⸗ und Weinſteuer ein gemeinſchaftliches 
Offert ausſtellen oder in Geſellſchaft lieitiren. Z. 8382. 19. März. — Abdruck 
von Nr. 27 R. G. Bl. — Aenderungen im Tabak⸗Verſchleißtarife. 3. 9257. 
26. März. 

Nr. 12. Ausgeg. am 10. April. — Allgemeines. Abdruck von Nr. 43 
R. G. Bl. — Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 24. März 1884, 
womit die Aufnahme einer auf Erforderniß der gewerblichen Berechtigung hin⸗ 
weiſenden Bemerkung in die Zahlungsbolletten über die mit dem Geſetze vom 
23. Jum 1881 (R. G. Bl. Nr. 62) eingeführte beſondere Abgabe angeordnet 
wird. Z. 3145. 


Nr. 13. Ausgeg. am 15. April. 


Allgemeines. Abdruck von 


Allgemeines. Abdruck von Nr. 45 


1620, betreffend die Verlegung des R. G. Bl. 


Nr. 14. Ausgeg. am 15. April. — Allgemeines. Erlaß des Finanz 
minifteriums vom 9. April 1884, 3. 10.134, betreffend die Behandlung der 
Finanz⸗Angeſtellten, welche als Erſatzreſerviſten zur militäriſchen Ausbildung 
einberufen werden. Indireete Abgaben und Staatsmonopole. 
Abdruck von Nr. 47 R. G. Bl. — Abdruck von Nr. 48 R. G. Bl. 

Nr. 15. Ausgeg. am 22. April. — Indirecte Abgaben und Staats- 
monopole. Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 19. April 1884, 
womit für den Monat Mai 1884 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei 
Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. F. M. 
8. 1707. — Ermächtigung des bosniſch-herzegowiniſchen Neben⸗Zollamtes in 
Uvac zur Austrittsbehaudlung von Bier und Branntwein. Z. 11.722. 12. April. 

Nr. 16. Ausgeg. am 16. Mai. — Indirecte Abgaben und Staat3- 
monopole. Verordnung der k. k. Miniſterien der Finanzen und des Handels 
vom 24. April 1884, betreffend die Zollbehandlung von Nähmaſchinen⸗Geſtellen 
und Nähmaſchinen⸗Beſtandtheilen. Z. 12.707. — Verordnung der k. k. Miniſterien 
der Finanzen und des Handels, betreffend die Zollbehandlung von Schaumweinen. 
2. 14.057. 4. Mai. 

Nr. 17. Ausgeg. am 22. Mai. — Allgemeines. Abdruck von Nr. 64 
R. G. Bl. 

Nr. 18. Ausgeg. am 23. Mai. — Indirecte Abgaben und Staats⸗ 
monopole. Vormerkbehandlung der Gegenjtände für die Ausſtellung auf dem 
Gebiete der Kunſtgewerbe zu Paris im Jahre 1884. Z. 15.058. 11. Mai. — 
Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 18. Mai 1884, womit für den 
Monat Juni 1884 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von 
Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 2181 F. M. 

Nr. 19. Ausgeg. am 24. Mai. — Indirecte Abgaben und Staats⸗ 
monopole. Abdruck von Nr. 63 R. G. Bl. 

Nr. 20. Ausgeg. am 31. Mai. — Indirecte Abgaben und Staats⸗ 
monopole. Abdruck von Nr. 65, 66, 72, 73 R. G. Bl. 

Nr. 21. Ausgeg. am 4. Juni. — Indirecte Abgaben und Staats- 
monopole. Abdruck von Nr. 75, 76, 77 R. G. Bl. — Erlaß des k. k. Finanz⸗ 
miniſteriums vom 25. Mai 1884, 8. 16.745, womit der Dolainski'ſche Spiritus⸗ 
Meßapparat bisheriger Conſtruction und der Jeanrenaud'ſche Spiritus⸗-Meßapparat 
bisheriger Conſtruction aus der Branntweinſteuer⸗Controle ausgeſchieden und der 
Dolainski'ſche Spiritus⸗Meßapparat neuer Conſtruction bei der Productverſteuerung 
in Branntweinbrennereien unter der Wirkſamkeit des Geſetzes vom 19. Mai 1884 
(Nr. 6) zugelaſſen und deſſen Beſchreibung ſammt Zeichnung, ſowie die Ver⸗ 
wendungsvorſchrift bekanntgegeben wird. 

Nr. 22. Ausgeg. am 14. Juni. Allgemeines. Abdruck von 
Nr. 86, 88 R. G. Bl. — Indirecte Abgaben und Staats mo nopole. 
Abdruck von Nr. 81 R. G. Bl. 

Nr. 23. Ausgeg. am 21. Juni. — Indirecte Abgaben und Staats- 
monopole. Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels, 
betreffend zollfreie Behandlung retournirter Gold- und Silberwaaren. 8. 18.775. 
12. Juni. Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 19. Juni 1884, 
womit für den Monat Juli 1884 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei 
Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 
8. 2621 F. M. — Abdruck von Nr. 93 R. G. Bl. 

Nr. 24. Ausgeg. am 27. Juni. — Allgemeines. Abdruck von Nr. 97 
R. G. Bl. — Abdruck von Nr. 101 R. G. Bl. — Indirecte Abgaben 
und Staatsmonopole. Abdruck von Nr. 100 R. G. Bl. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des Miniſteriums für 
Cultus und Unterricht. 


I. Stück. Ausgeg. am 1. Jänner. 

II. Stück. Ausgeg. am 15. Jänner. — — 

III. Stück. Ausgeg. am 1. Februar. — Nr. 1. Abdruck von Nr. 77 
L. G. Bl. für Mähren. — Nr. 2. Erlaß des Miniſters für Cultus und 
Unterricht vom 15. Jänner 1884, Z. 23.418 ex 1883, an alle Landeschefs, betreffend 
die Vereinfachung der Verrechnung der Gebühren für die Beförderung amtlicher 
Staffetten und für die Verſicherung der mit Lloydſchiffen zu befördernden amtlichen 
Fahrpoſtſendungen. 

IV. Stück. Ausgeg. am 15. Februar. — Nr. 3. Verordnung des Miniſters 
für Cultus und Unterricht vom 7. Februar 1884, Z. 2117, betreffend die 
Prüfung der Candidaten des Gymnaſial- und des Realſchul⸗Lehramtes. 

V. Stück. Ausgeg. am 1. März. — Nr. 4. Verordnung des Miniſters 
für Cultus und Unterricht vom 12. Februar 1884, Z. 23.122, betreffend die 
Verminderung der Schreibgeſchäfte an Volksſchulen und Abänderung einiger dies⸗ 
bezüglichen Beſtimmungen der Schul- und Unterrichtsordnung vom 20. Auguſt 
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1870, 8. 7648. — Nr. 5. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht 
vom 23. Jänner 1884, Z. 663, an den k. k. Landesſchulrath für Salzburg, 
betreffend die Schülbeſuchserleichterungen für Kinder aus Landgemeinden, welche 
in Städten oder Märkten eingeſchult ſind. — Nr. 6. Erlaß des Miniſters für 
Cultus und Unterricht vom 29. Jänner 1884, Z. 1825, an alle Landes⸗Schul⸗ 
behörden, betreffend die Neujahrsgeſchenke an Volksſchulen. — Nr. 7. Erlaß des 
Miniſters für Cultus und Unterricht vom 7. Februar 1884, 3. 21.987 ex 1883, 
enthaltend erläuternde Beſtimmungen über den Vorgang bei der Lehrbefähigungs⸗ 
prüfung für Bürgerſchulen. — Nr. 8. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht 
vom 9. Februar 1884, Z. 1698, an das Rectorat der k. k. Univerſität mit 
böhmiſcher Vortragsſprache in Prag, betreffend die Auslegung einer Beſtimmung 
des § 5 des Geſetzes über die akademiſchen Behörden vom 27. April 1873, 
R. G. Bl. Nr. 63. 

VI. Stück. Ausgeg. am 15. März. — Nr. 9. Abdruck von Nr. 30 R. G. Bl. 
— Nr. 10. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 12. Februar 
1884, 3. 20.720 ex 1883, betreffend die Befreiung von der Entrichtung des 
Unterrichtsgeldes und der Laboratorientaxen, ſowie über die Erlangung und den 
Fortbezug von Stipendien an der k. k. Hochſchule für Bodencultur in Wien. — 
Nr. 11 Abdruck von Nr. 28 R. G. Bl. 

VII. Stück. Ausgeg. am 1. April. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 15. April. — Nr. 12. Verordnung des Miniſters 
für Cultus und Unterricht vom 23. März 1884, 3. 2236, betreffend die Ab⸗ 
änderung der Formulare der Lehrbefähigungszeugniſſe für Bürgerſchulen. — 
Nr. 13. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 28. März 1884, 
Z. 6024, betreffend die Veröffentlichung eines neuen Verzeichniſſes der für die 
öſterreichiſchen Mittelſchulen allgemein zuläſſigen Lehrtexte und Lehrmittel. 

IX. Stück. Ausgeg. am 1. Mai. — Nr. 14. Inſtruction für die Ablegung 
der praktiſchen Prüfung bei der II. Staatsprüfung für das chemiſch⸗techniſche 
Fach an der k. k. techniſchen Hochſchule in Wien, durch welche feſtgeſtellt wird, 
was den Candidaten im chemiſchen Laboratorium an Hilfsmitteln zur Verfügung 
zu ſtellen iſt. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Handelsminiſterium Hein⸗ 
rich Ritter von Wittek den Titel und Charakter eines Sectionschefs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Ingenieur Lukas Gaus in Sebenico anläßlich 
deſſen Penſionirung das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter Johann Mahl zu Bruneck in 
Tirol das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher zu Neudorf in Mähren 
Johann Lopata das ſilberne Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Handelsminiſter hat den Rechnungsrevidenten Albert Kulhanek zum 
Rechuungsrathe, den Caſſecontrolor Brando Edlen von Rettich zum Hauptcaſſe⸗ 
controlor und den Controlor Vincenz Laukotsky zum Obercontrolor in der 
achten Rangsclaſſe beim k. k. Poſtſparcaſſenamte ernannt. 

Der Handelsminiſter hat die Commiſſäre Franz Ritter von Eiſen bach, 
Moriz Kubeſch und Theodor Rühl zu Inſpectoren, dann den Commiſſär des 
Ruheſtandes Jaroslaw Ritter von Michalowski und die Commiſſärsadjuncten 
Moriz Steiner, Victor Toth und Karl Ritter Niſcher von Falkenhof zu 
Commiſſären der Generalinſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Bibliothekskanzliſten am 
k. k. öſterreichiſchen Muſeum für Kunſt und Induſtrie in Wien Franz Ritter 
zum Bibliotheks⸗Scriptor daſelbſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Finanzrathes 
und Inſpectors der öſterreichiſchen Tabakregie bekleideten Fabriksdirector und 
dermaligen Leiter der Tabakregie für Bosnien und die Herzegowina Johann Sperk, 
dann den Secretär der Tabakhauptfabrik in Göding Franz Beneſch zu Inſpectoren 
bei einer Tabakhauptfabrik II. Kategorie, ferner den Secretär der Tabakhaupt⸗ 
fabrik in Schwaz Franz Kudera zum Director bei einer Tabakfabrik I. Kategorie 
und den Controlor bei der Tabakſabrik in Landskron Raimund Orell zum 
Secretär bei einer Tabakhauptfabrik II. Kategorie ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Controlor beim Landeszahlamte in Klagenfurt 
Leopold Skaberna zum Zahlmeiſter daſelbſt ernannt. 


Erledigungen. 


Beleuchtungsinſpector beim Magiſtrate der Stadt Wien mit 1400 fl. 
Gehalt, 30 pCt. Quartiergeld, bis 25. April. (Amtsbl. Nr. 73.) 

Evidenzhaltungselevenſtelle mit 500 fl. Adjutum jährlich bei der Evidenz⸗ 
haltung des Grundſteuerkataſters in Mähren, bis 25. April. (Amtsbl. Nr. 75.) 

Concipiſtenſtellen in der zehnten Rangsclaſſe, eventuell eine Concipienten⸗ 
ſtelle mit, dann eine ohne Adjutum bei der k. k. niederöſterreichiſchen Finanz⸗ 
procuratur in Wien, bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 76.) 

Rechnungsrathsſtelle in der achten Rangsclaſſe, eventuell Rechnungsrevidenten⸗ 
ſtelle in der neunten, dann eine Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten und eine 
Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der eilſten Rangsclaſſe bei der mähriſchen Statt⸗ 
halterei, bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 77.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Veraue worte cher Vera kur: A. Hei mann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


